
Nachs chlag ewerk: ja 
BGHZ:____________ja

zu b) und c)

a) HGB § 559 Aba. 2

Zum Entlastungsbeweis des Verfrachters beim Kentern des 
Schiffs kurz nach dem Auslaufen«

b) HGB §§ 559, 607 Abs. 2

Der Verfrachter kann sich gegenüber seiner Haftung für 
anfängliche See- oder Ladungstüchtigkeit nicht darauf 
berufen, der Schaden sei durch ein Verhalten seiner Leute 
oder der Schiffsbesatzung bei der Führung oder sonstigen 
Bedienung des Schiffs entstanden und daher von ihm nicht 
zu vertre ten .

c) HGB §§ 486, 310

Der Verfrachter, der n icht zugleich Reeder oder Ausrüster 
i s t ,  h a fte t in  entsprechender Anwendung des § 486 HGB für 
die dort genannten Ansprüche nur bis zur Höhe des Wertes 
von Schiff und Fracht.

BGH, U rt. v. 28. Juni 1971 -  I I  ZR 66/69 -  OLG Hamburg
LG Hamburg
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Der I I .  Z ivilsenat dee Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 28. Juni 1971 unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Fleck, LI es ecke, Br. Schulze, Br. Bauer und 
Br. Kellermann

fü r Recht erkannt:

Ble Revision der Klägerinnen und die Anschlußre v isi on 
der Beklagten zu 1 gegen das U rte il des 6. Z ivilsenats 
des Hanseatischen Oberlandesgerichts zu Hamburg 
vom 13. März 1969 werden zurüokgewlesen.

Ble Kosten der Revisionsinstanz fa llen  zu 76/100 
der Klägerin zu 1, zu 23/100 der Klägerin zu 2 und 
zu 1/100 der Beklagten zu 1 zur Last.

Von Reohts wegen

Ble Klägerinnen haben a ls  Güterversicherer Ladungen 
verslohert, die mit dem MS der Beklagten zu 2,
das von der Beklagten zu 1, einer Linienreederei, durch 
eine Beutze 1 t-O hartepartie in  Z eitcharter genommen war, 
von A14H B B  roch S a ^ i^ lB i befördert werden so llte n .
Bas Schiff war beladen mit 130 t  Stückgut, 42 t  Eisenrohren 
und 1013 t  Soda ln  Papiersäoken. Ba die Ladung nloht ganz 
in  den Luken unter ge bracht werden konnte, wurden 113 t  Soda 
und 42 t  Elsenrohre auf Beck gestau t.
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Das Schiff (818 BRT, 1400 t  Tragfähigkeit) sank etwa 
2 1/2 Stunden nach dem Auslaufen aus A n fH H f  am 
29« August 1964 auf der SchlHV» bevor es 
e rre ich t h a tte , infolge Kenterns. Das Wrack wurde später 
fü r 2.000 DM an eine niederländische Bergungsfirma ver­
kauft, die es hob. Das Schiff wurde umgebaut und vom 
Erwerber wieder in  Dienst g e s te l l t .

Der Unfall i s t  vom Seeamt H 0 B  untersucht worden.
In seinem Spruch hat das Seeamt fe s tg e s te ll t ,  daß der 
Oewichtsschwerpunkt des Schiffs infolge unsachgemäßer 
Beladung mit Deckslast zu hoch gelegen habe. Den Kapitän 
tre f fe  ein Verschulden. Von einer Pa ten t ent Ziehung hat 
das Seeamt abgesehen.

Die Klägerinnen haben aus übergegangenem Recht der 
Ladungseigentümer von der Beklagten zu 1 als Verfrachter 
und von der Beklagten zu 2 a ls  Reeder Ersatz des Schadens 
durch den Verlust der Grüter verlangt, und zwar die Klägerin 
zu 1 in  Höhe von 164*430 DM und die Klägerin zu 2 in  Höhe 
von 55.247 DM.

Sie haben geltend gemacht, der Kapitän habe die See- 
untüchtigkeit des Schiffes aus den S tab ilitä tsun terlagen  
und dem Verhalten des Schiffes erkennen müssen. Für dieses 
Verschulden hafte  die Beklagte zu 1 als Verfrachter unbe­
schränkt und die Beklagte zu 2 ebenfalls unbeschränkt, weil 
s ie  den Kapitän nicht r ic h tig  ausgewählt, angewiesen und 
überwacht habe. Auch habe sie  ihren Betrieb nicht r ic h tig  
o rg an is ie rt. Der Zeitchartervertrag wirke auch zu Grünsten der 
Klägerinnen. Die Beklagte zu 2 sei ferner einer Aufforderung 
der Seeberufungsgenossenschaft, geprüfte S tab ilitä tsun terlagen  
an Bord zu nehmen, n ich t nachgekommen.
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Die Beklagten haben Klagabweisung beantragt.

Die Beklagte zu 1 hat ein Verschulden des Kapitäns 
und eigenes Verschulden b e s tr i tte n . Die Beklagte zu 2 
habe dem Kapitän keine ausreichenden S ta b ilitä tsu n te r­
lagen zur Verfügung g e s te l l t • S ie , die Beklagte zu 1, 
habe von schlechten S tab ilitä tse igenschaften  des Schiffs 
nichts gewußt. Ihre Haftung se i zudem summenmäßig bis zur 
Höhe des Wertes des Schiffs nach dem Unfall beschränkt, 
d. h. auf 2.000 DM.

Die Beklagte zu 2 hat eigenes Verschulden am Unfall 
b e s tr i tte n  und geltend gemacht, s ie  habe den Kapitän sorg­
f ä l t ig  ausgewählt und überwacht.

Das Landgericht hat durch T e ilu r te il  der gegen die 
Beklagte zu 1 gerichteten Klage (b is auf einen T eil des 
Zinsanspruchs sowie bis auf einen T eil der Klagforderung 
der Klägerin zu 2 in  Höhe von 6.000 DM, den es dem Schluß­
u r te i l  Vorbehalten hat) stattgegeben. Die Klage gegen die 
Beklagte zu 2 hat es abgewiesen. Das Oberlandesgericht hat 
die Beklagten zu 1 und 2 a ls  Gesamtschuldner v e ru r te i l t ,  
an die Klägerin zu 1 1.473 DM nebst Zinsen und an die
Klägerin zu 2 493 DM nebst Zinsen zu zahlen. Die weiterge­
henden Klagansprüche der Klägerinnen zu 1 und 2, soweit 
s ie  in  die Berufungsinstanz gelangt waren, hat das Ober­
landesgericht abgewiesen. Mit der Revision erstreben die 
Klägerinnen zu 1 und 2 die Verurteilung der Beklagten zu 1 
und 2 in  vo lle r Höhe ih re r Anträge in  der Berufungsinstanz. 
Die Beklagte zu 1 verfo lg t mit ih re r Anschlußrevision den 
Antrag auf völlige Abweisung der gegen s ie  gerichteten Klage 
w eiter. Die Parteien beantragen ferner die Zurückweisung des 
Rechtsmittels ih re r Gegner.
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Entscheidungsgrttnde s

I .  Das Berufungsgericht (vgl. dessen U rte il VersR 1969y 
660 = MDR 1969» 578) hat die Ansprüche der Klägerinnen zu 
1 und 2 (Ladungsver sicherer) gegen die Beklagte zu 1y die 
das Schiff der Beklagten zu 2 als Zelt charterin  ln  ihren 
Liniendienst e in g este llt h a tte , unter dem Gesichtspunkt 
der Haftung des Verfrachters für anfängliche Seetüchtigkeit 
(§ 559 HGB) für berechtigt gehalten, jedoch der Beklagten 
zu 1 eine Haftungsbeschränkung entsprechend der des Reeders 
gewährt. Hiergegen r ic h te t sich die Revision der Klägerinnen 
zu 1 und 2, die die Verurteilung der Beklagten zu 1 ln  
vo ller Höhe erstreben (dazu unten I I ) .  Mit ih re r  Ansohluß- 
rev ision  wendet sich die Beklagte zu 1 gegen ihre Verurteilung 
überhaupt. Die Rügen der Ansohlußrevision , die §§ 559*
607 Abs. 2 HGB und Vorschriften über das Verfahren a ls  
v e rle tz t bezeichnen, sind n ich t begründet.

1. Das angefochtene U rte il erg ib t -  entgegen der 
Ansicht der Anachlußrevision -  deu tlich , daß das Berufungs­
gericht das MS " V e S B 1 Infolge übermäßiger Decksladung 
bei A n tritt der Reise ln  A n M B B  (BU S. 24) für nicht aus­
reichend s ta b i l  und deshalb fü r seeuntüchtig gehalten h a t. 
Diese Ansicht 1st auch verfahrensrechtlich einwandfrei be­
gründet worden. Zwar hat das Berufungsgericht keine zah­
lenmäßigen Feststellungen über die für die S ta b i l i tä t  
des Schiffs maßgeblichen S ta b i l l tä ts -  und Krängungsmomente 
(S tab ilitä tsb ilan z ) getroffen. Es hat aber aus einer Reihe 
von Indizien den Schluß gezogen, daß die für eine See­
re ise  nötige S ta b il i tä t  nicht vorhanden war. Dabei hat es 
ohne einen Verstoß gegen die Denkgesetze, den die Anschluß­
rev ision  rüg t, zulässigerweise aus dem Verhalten des
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Schiffs während der Revi e rfah rt und dem schließ liehen 
Kentern den Schluß gezogen, daß es schon beim A ntritt der 
Reise keine genügende S ta b il i tä t  besaß. Der Schluß aus 
Indizien i s t  allerd ings nicht denkgesetzlich zwingend, aber 
er kann auf Grund f re ie r  Beweiswürdigung eine für die 
rechtliche Überzeugung ausreichende hohe Wahrscheinlichkeit 
begründen. Das Berufungsgericht h ä tte  b e re its  aus der 
Tatsache des Unterganges des Schiffs kurz nach dem Verlassen 
des Hafens einen Anscheins beweis für die Seeuntüchtigkeit 
bei R eisean tritt entnehmen können. Das i s t  in ternationale  
Auffassung (vgl. z. B. Gramm, Das neue deutsche Seefracht­
recht § 559 IV 1 ; Sorutton, On Char te r  par t ie s  17« Aufl.
S. 87 Anm. 9)« Das Berufungsgericht konnte aber auch auf 
Grund des Verlaufes der Revierfahrt und des Sinkens in­
folge Kenterns bere its  den 'vollen Beweis des Mangels der 
Seetüchtigkeit als erbracht anseihen. Die Krängung des 
Schiffs um 15 bis 18 Grad beim Anziehen des Schleppers 
zum Ablegen, das schwerfällige Wie darauf rich ten  des 
Schiffs bei Rollbewegungen und schließ lich  das Kentern 
auf der Schelde nach einer Krängung um 60 Grad bei einer 
Kursänderung von 5 Grad konnten unbedenklich auch unter 
Beachtung der 'vorliegenden Aussagen a ls  überzeugende Um­
stände dafür betrachtet werden, dem Schiff müsse bere its  
bei R eisean tritt die nötige S ta b il i tä t  gefehlt haben. Der 
TreibstoffTerbrauch während der Re*vierfahrt und die Än­
derung der Wass er quäl 1 tä t  ( Kris chwass e r , Brackwasser, Salz­
wasser), auf die sich  die Beklagte zu 1 berufen hatte  und 
die das angefochtene U rte il n icht erwähnt, sind k e in esfa lls  
geeignet« eine e rs t während der Reise eingetretene See­
untüchtigkeit darzutun, da diese Umstände notwendig mit 
der beabsichtigten Seereise verknüpft waren und bei Reise­
a n t r i t t  dafür gesorgt se in  mußte, daß durch sie die notwendige 
S ta b i l i tä t  nicht beein träch tig t wurde. Ein Sachverständiger
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brauchte daher zu diesen Punkten n ich t gehört zu 
werden«

2« Auch den ursächlichen Zusammenhang zwischen der 
fehlenden Seetüchtigkeit und dem Untergang des Schiffes 
hat das Berufungsgericht ohne Verfahrensfehler für er­
wiesen erachtet (BU S. 24). Hierbei hat es das dem Seeamt 
e rs ta t te te  Gutachten von Professor W eflB, dessen Ver­
wertung die Beklagte zu 1 widersprochen h a tte , und das 
Privatgutachten nicht herangezogen« Da nach seinen 
Feststellungen keine anderen Ursachen a ls  die mangelnde 
Seetüchtigkeit für das Kentern des Schiffs erkennbar wa­
ren, konnte das Berufungsgericht, auch ohne daß eine 
Begutachtung s ta ttfan d , zu dem Schluß gelangen, das 
Schiff se i infolge seiner mangelnden S ta b il i tä t  ge­
ken tert. Die Ladung war in diesem Zeitpunkt noch nicht 
übergegangen und andere Ursachen für eine gefährliche 
Krängung, wie ungewöhnlicher Vinddruck, sind nicht dar­
getan. Auch h ie r hätte  ein Anscheinsbeweis herangezogen 
werden können, der nicht en tk rä fte t war (vgl« Schaps/ 
Abraham, Das deutsche Seerecht 3« Aufl« § 559 Anm« 17)*

3« Das Berufungsgericht betrach tet den Kapitän a ls  
Erfüllungsgehilfen des Verfrachters bei der Herstellung 
der Seetüchtigkeit des Schiffs, für dessen Verschulden 
der Verfrachter nach § 278 BGB einzustehen habe« Den ih r 
nach § 559 Abs« 2 HGB obliegenden Entlastungsbeweis fü r 
den Kapitän habe die Beklagte zu 1 nicht geführt« Die 
Anwendung des § 607 Abs« 2 HGB, der eine Haftung des 
Verfrachters fü r das sog« nautische Verschulden seiner 
Leute und der Schiffsbesatzung ausschließ t, hat das 
Berufungsgericht abgelehnt. Hiergegen wendet sich  die An-
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Schlußrevision vergeblich. Hit Recht hat das Berufungs­
gericht § 559 HGB a ls  eine Sondervorschrift für die See­
tüchtigkeit bei R e isean tritt be trach te t. Nur die P flich t 
des Verfrachters zur Erhaltung der Seetüchtigkeit während 
der Reise f ä l l t  unter die allgemeine Ladung s für sorge 
(§§ 606 f f  HGB), bei der die Haftung für nautisches Ver­
schulden durch § 607 Abs. 2 HGB ausgeschlossen i s t .  Ge­
rade aus der von der Revision angeführten Behandlung des 
nautischen Verschuldens in  den Haager Regeln, die von 
§ 607 Abs. 2 HGB übernommen wurde, e rg ib t sich , daß dieser 
Haftungsausschluß die Herstellung der Seetüchtigkeit bei 
R e isean tritt nicht b e t r i f f t  (vgl. Schaps/Abraham aaO 
§ 559 Anm. 9; § 607 Anm. 28; Gramm aaO S. 122). Bern ent­
sprich t die in ternationale  Auffassung (Marklanos, Die 
Übernahme der Haager Regeln in  die nationalen Gesetze 
über die Verfrachterhaftung S. 118 Anm. 54; Götz, Das See­
frachtrecht der Haager Regeln nach anglo-amerikanischer 
Praxis S. 100). Sie findet ihren Grund im Kompromißgedanken 
der Haager Regeln, nach dem der Verfachter zwingend für die 
Sorgfalt bei der Herstellung der anfänglichen Seetüchtigkeit 
und fü r das kommerzielle Verschulden der Besatzung, nicht 
aber für das nautisch-technische Verschulden bei der Führung 
und sonstigen Bedienung des Schiffs haften so ll  (Wüstendörfer, 
Neuzeitliches Seehandelsrecht 2. Aufl. S. 267)« Die Schwie­
rigkeiten  der Abgrenzung müssen in  Kauf genommen werden 
(vgl. Müller, Seeuntüchtigkeit S. 38 f f ) .  Die Ansicht der 
Anschlußrevision würde gerade die e rs treb te  zwischenstaat­
liche e inheitliche  Behandlung der Verfrachterhaftung ge­
fährden.

4. Das Berufungsgericht hat die Überzeugung erlang t, 
daß der Kapitän die mangelnde Seetüchtigkeit noch vor dem 
Ablegen des Schiffs h ä tte  erkennen können. Demgemäß erachtet
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es den Entlastungs beweis gemäß § 559 Abs. 2 HGB für 
nicht geführt. Die Anschlußrevision meint, der Kapitän 
habe ans den S tab ilitä tsun terlagen , die den P all der 
Decksladung nicht behandelten, den Schluß ziehen können, 
die übliche Decksladung sei zulässig . Eine Warnung, solche 
Stauung an Deck zu lassen, sei auch den Stabilitätsuxxter­
lagen fü r Holz und Koks, die nur eine Ausnutzung der 
Tragfähigkeit von knapp 60 <f> vor sahen, nicht zu entnehmen 
gewesen. Das Berufungsgericht habe die Erfahrungsregel 
verkannt, daß bei spezifisch schwererer Ladung a ls  Holz 
(h ier 114 t  Soda und 42 t  Eisenrohre a ls  Decksladung) 
die Tragfähigkeit zu mehr als 60 aus genutzt werden durfte  
und auch mit besserer S ta b ili tä t  zu rechnen gewesen sei •
Diese Darlegungen ergeben keinen Rechtsirrtum oder Ver­
fahr e ns feh ler des Berufungsgerichts.

Bei der Peststellung der S ta b il i tä t  vor R eisean tritt 
geht es um eine höchst verantwortungsvolle Prüfung, da die 
Seetüchtigkeit das "unverrückbare Fundament für gedeihli­
ches Gelingen jeder Seefahrt" (Wüstendörfer aaO S. 238) i s t .  
Nicht eine rasche Orientierung auf Grund von S ta b il i tä ts -  
b lä tte m , wie s ie  die Ansohlußrevision als ausreichend be­
zeichnet, stand in  Präge, sondern die so rg fä ltig e  Anwendung 
a l le r  H ilfsm itte l und Anstellung der von der seemännischen 
Praxis geforderten Berechnungen. Sind sie unterblieben, so 
muß der Beweis erbracht werden, daß ihre Vornahme keine 
Stabilitätsbedenken erbracht h ä tte , ln  der in ternationalen 
Rechtsprechung sind s te ts  strenge Maßstäbe für die Entlastung 
des Verfrachters angelegt worden (vgl. z. B. Götz aaO S. 84 
Anm. 22). Das Berufungsgericht hat die Anforderungen an den 
Entlastungsbeweis nicht Überspannt.

Auszugehen 1st von der Peststellung des Berufungs-
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gerich ts, daß die Decksbeladung in  den S ta b ilitä tsb lä tte m  
nicht behandelt war und daß der Kapitän in  derartigem Um­
fang Deckslast vorher nicht gefahren ha tte . Das Berufungs­
gericht s tü tz t sich hierbei auf die eigene Angabe des 
Kapitäns. Ein Hinweis nach § 139 ZPO, gegebenenfalls Be­
weis für das Gegenteil anzutreten, war nicht erfo rderlich .
Zum Entlastungsbeweis des Verfrachters h ä tte  eine über­
zeugende Darlegung gehört, daß der Kapitän sich in  zumut­
barer Weise Über eine ausreichende S ta b i l i tä t  un te rrich te t 
h a tte . Wenn er keine ausreichende S ta b ili tä t  fes t s te llen  
konnte, mußte er von einer solchen Decksladung absehen. Das 
Berufungsgericht geht davon aus, daß der Kapitän keine Kon­
tro l le  der sog. Rollperiode nach beendeter Stauung vor genom­
men hat und daß ein Krängungsversuch mit der le tz te n  Hieve, 
wenn e r überhaupt s ta t t  gefunden h a t, nur sehr grobschlächtig 
erfo lg t 1 s t. Hiernach hat die Beklagte zu 1 nicht zur Über­
zeugung des Berufungsgerichts dartun können, daß ordnungs­
mäßige Kontrollen nach beendeter Beladung s ta t t  gefunden haben. 
Solche Kontrollen werden nach dem nautischen Schrifttum 
(vgl. Müller /Krause, Handbuch für die Schiffsführung 6. Aufl. 
Bd. I I  S. 331; Bole, S ta b i l i tä t  und Trimm, Hansa 1938, 2343) 
a ls geeignete M ittel zur Prüfling der S ta b i l i tä t  zur Ver- . 
meidung einer groben Fehlsohätzung auf Grund bloßen Gefühls, 
wie s ie  h ie r eingetreten i s t ,  be trach te t. Die Kontrolle der 
Rollperl ode konnte auch im Hafen s ta t t  finden (Müller/Krauss 
aaO S. 334), und auch genaue Kränungsversuche ergeben nach An­
sich t der Fachleute wesentliche Anhaltspunkte für die Sta­
b i l i t ä t .  Ob auch genügende sog. Momenteurechnungen angefertig t 
wurden und tro tz  unzulänglicher S tab ilitä tsun terlagen  Be­
denken gegen die Seetüchtigkeit hätten ergeben müssen, kann 
außer Betracht bleiben. Jedenfalls verlangte der Entlastungs­
beweis, daß der Kapitän den Mangel nicht h ä tte  entdecken kön-

j
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nen, se lb st wenn er in  jeder Beziehung die erforderliche 
Sorgfalt angewandt h ä tte . Das Berufungsgericht konnte 
auch ohne Zuziehung von Sachverständigen zu dem Ergebnis 
gelangen, daß von se iten  des Kapitäns nicht a lle  einem 
Patentinhaber A 6 zumutbaren M ittel angewendet worden 
sind, um vor R eisean tritt ein einigermaßen zuverlässiges 
Bild über die S ta b ili tä t  bei einer solchen bisher nicht 
gefahrenen und durch die Unterlagen nicht a ls  unbedenklich 
zugelassenen Decksladung zu gewinnen. Wie ordnungsgemäße 
Kontrollen ausgefallen wären, b le ib t offen. Das geht zu 
Lasten der beweispflichtigen Beklagten zu 1•

Die Anschlußrevision der Beklagten zu, mit der sie 
die vollständige Abweisung der Klage der Klägerinnen zu 1 
und 2 e rs tre b t, i s t  hiernach unbegründet.

I I .  Das Berufungsgericht b i l l ig t  der Beklagten zu 1, 
die a ls  Z eitcharterin  nur Verfrachter, aber nicht Reeder’ 
i s t ,  eine beschränkte Haftung für die Ladungsschäden ent­
sprechend der des Reeders zu, indem es s ie  nur mit dem 
Wert von Schiff und Pracht haften lä ß t. Danach brauoht 
die Beklagte zu 1 nur insgesamt 2.000 DM an sämtliche 
Ladungsbeteiligten zu zahlen, deren Schaden h ie r mit etwa 
223.000 DM b ez iffe rt worden i s t .  Die Revision der Klägerin­
nen h ä lt eine entsprechende Anwendung der auf rech tsp o liti­
schen Erwägungen des Gesetzgebers beruhenden Haftungsbe­
schränkung des Reeders, die eine Ausnahmeregelung d a rs te lle , 
auf den V erfrachter, der n icht Reeder i s t ,  für unzulässig 
und auch für w irtschaftlich  nicht geboten.

Im angefochtenen U rte il (vgl. VersR 1969» 660) sind 
die für und gegen eine Ausdehnung der Haftungsbeschränkung 
sprechenden Gesichtspunkte unter Anführung des Schrifttums
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ausführlich e rö rte r t worden. Für den erkennenden Senat, 
der dem Berufungsgericht bei t r i t t ,  i s t  entscheidend:

Dem Seerecht des Handelsgesetzbuches l ie g t  nach 
den Verhältnissen seiner Entstehungszeit vor etwa 100 Jah­
ren die Vorstellung der Id e n titä t von Verfrachter und 
Reeder zugrunde. Bel der Schaffung des Handelsgesetzbuches 
war die Z eitcharter, bei der ein Unternehmer die Beförde­
rung der Güter mit einem fremden Schiff übernimmt, das ihm 
für diesen Zweck vom Reeder auf Zeit zur Verfügung ge­
s t e l l t  worden i s t ,  nicht genügend bekannt, um eine ge­
setzliche Regelung zu ermöglichen (W illner, Die Zeit­
charter, Über see Studien Heft 22, S. 24)« Bei der Zeit­
charter l ie g t  ein "gesetzesleerer Raum11 vor (Willner aaO).
Das Gesetz hat den Z eltcharterer insbesondere nicht zum 
Ausrüster gemacht, der einem Reeder g le ich g este llt 1st 
(§ 510 HGB), Auch das Gesetz vom 10« August 1957 (RGBl I 
891) hat diesen S chritt nicht getan. Das Z eltcharterprob­
lem wurde nicht ge löst. Lediglich das Schiffsgläubiger­
recht wurde den Ladungs b e te ilig  ten auch dann gewährt, wenn 
der Reeder nicht zugleich Verfrachter i s t  (§ 754 Nr. 7 HGB). 
Die Rechtsprechung hat es abgelehnt, den Zeit charterer als 
Ausrüster zu behandeln (BGHZ 22, 197)« Die Frage der Be­
schränkung der Haftung des V erfrachters, der weder Reeder 
noch Ausrüster i s t ,  blieb gesetzlich unbehandelt. Der Schluß, 
daß ihm deshalb die Haftungsbeschränkung nicht gewährt wer­
den könne, weil der an das Gesetz gebundene Richter damit zu 
einer "freien Rechtsfindung" übergehe (so früher das OLG 
Hamburg MDR 1966, 680) i s t  unberechtigt. Es bedarf keiner 
"positiven Gesetzesbestimmung" (so z. B. Lorenz-Meyer,
Reeder und Charterer, Überseestudien Heft 29 (1961), S. 120). 
Angesichts der offenbaren Lückenhaftigkeit der Regelung 1st 
vielmehr zu prüfen, ob s ie  nach Sinn und Zweck des Gesetzes
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durch Analogie zu erweitern i s t ,  um dem Gebot der 
G erechtigkeit, Gleiches g leich zu behandeln, und den 
Gegebenheiten des modernen Seehandelsverkehrs Rechnung 
zu tragen. Gerade in dem v ie lfach  vera lte ten  Seerecht 
i s t  diese Methode unentbehrlich, um zu rich tigen  Ergeb­
nissen zu kommen. So hat es z. B. der erkennende Senat 
fü r geboten erach tet, den an sich  streng geschlossenen 
Kreis der Schiffsgläubigerrechte des § 754 HGB um ein 
weiteres zu vermehren (BGHZ 6, 102). Eine Prüfung der 
h ier erö rte rten  Präge erg ib t, daß es nunmehr erfo rderlich  
i s t ,  dem Z eitcharterer die summenmäßige Beschränkung seiner 
Haftung auf den Wert von Schiff und Pracht zu gewähren.

Die Auffassung, daß nicht nur der Reeder a ls  Schiffs­
eigentümer, sondern auch der Seefahrtsunternehmer ohne 
Schiffseigentum im Hinblick auf das Seerisiko des Schutzes 
durch eine Haftungsbeschränkung bedarf, wenn eine solche 
überhaupt für dieses Risiko fü r nötig erachtet wird, hat 
sich in ternational durchgesetzt. Vor allem erg ib t dies das 
Brüsseler Abkommen vom 10. Oktober 1957 über die Beschrän­
kung der Haftung der Eigentümer von Seeschiffen, das im 
A rt. 6 Abs. 2 auch dem Charterer des Schiffs die Be­
schränkung gewährt (ebenso schon das Abkommen vom 25. April 
1924 Art. 10). Die Bundesrepublik Deutschland hat dieses 
Abkommen unterzeichnet, aber noch nicht r a t i f i z i e r t .  Ein 
entsprechendes Gesetz i s t  s e i t  längerer Zeit in  Torbe­
reitung (vgl. den Entwurf des Seerechtsänderungsgesetzes 
§ 487 Abs. 1 HGB). Das Abkommen i s t  b e re its  von einer Reihe 
von Staaten, darunter von Großbritannien und Nordirland, 
Prankreich, den skandinavischen Staaten, den Niederlanden, 
der Schweiz und Is ra e l, r a t i f i z i e r t  worden. Dabei sp ie lt 
es fü r eine Gleichstellung von Reeder und Charterer keine 
Rolle, daß das Abkommen von 1957 ein anderes System der
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Haftung einführt ( s ta t t  der Beschränkung der Haftung auf 
das sog. Seevermögen die Beschränkung durch Errichtung 
eines Fonds in Höhe einer bestimmten Summe pro Tonne des 
S ch iffs). Die Vergünstigung wäre dem Charterer jeweils 
entsprechend der Art der fü r den Reeder vorgesehenen Haftungs­
beschränkung zu gewähren, d. h. bei der Haftung mit Schiff 
und Fracht in G estalt einer Begrenzung seiner persönlichen 
Haftung in  Höhe des Vertes von Schiff und Fracht (vgl. für 
das frühere französische Abandonsystem den sog. Abandon 
nen valeur", Rodiere, T ra it6 g6n6ral de d ro it maritime Bd.
I I  Nr. 281: G leichstellung je tz t  durch Gesetz vom 3. Januar 
1967 Art. 69).

Für die Gewährung der Haftungsbeschränkung nur an den 
Reeder wird angeführt, daß nur er eigenes Kapital dem See­
ris ik o  aussetzt und daß seine Leistungsfähigkeit aus handels­
po litischen  Gründen geschützt werden so lle  (vgl. Sotiropoulos 
Die Beschränkung der Reederhaftung, Überseestudien Heft 30,
S. 361). Dieser Gesichtspunkt i s t  nicht mehr fü r ausschlag­
gebend zu halten . Vielmehr hat, wie die Vorarbeiten zum 
Brüsseler Abkommen und seine Übernahme durch große sch iffah rt­
treibende Nationen zeigen, weithin die Auffassung Anerkennung 
gefunden, daß auch die Gefährdung der w irtschaftlichen Lage 
des Charterers ohne eigenes Schiff dazu führen muß, ihn 
ebenso zu behandeln wie den Unternehmer, der sein  Schiff der 
See anvertraut. Auf den Einsatz eigenen K apitals fü r ein 
Unternehmen der Seefahrt kann es nach der neueren Entwicklung 
der in ternationalen Anschauungen, wessen Haftung wegen 
der Gefahren der See zu beschränken se i, n icht mehr an­
kommen (vgl. auch die Gewährung der Beschränkung an die 
Besatzung und die sonstigen Bediensteten in  A rt. 6 Abs. 2 
des Abkommens).

j
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Diesen Wandel der Anschauungen über die gerechte 
Gewährung der Haftungsbeschränkung kann die Recht­
sprechung auch ohne gesetzlichen Niederschlag b ere its  
je tz t  berücksichtigen, indem der Zeit charterer insoweit 
dem Reeder g le ich g este llt wird« Der Senat befindet sich 
bei d ieser aus der Gleichheit der Interessenlage und 
dem Zweck der Norm des § 486 HGB abgeleiteten  und damit 
an das Gesetz gebundenen, es led ig lich  ergänzenden Rechts­
findung im Einklang mit den vom Bundesgerichtshof von 
Anfang an angewandten Grundsätzen (BGHZ 3» 313; 11» 33)«
Im geltenden Recht finden sich , wenn die verschiedenen 
Sachverhalte nach den im in ternationalen  Seerecht deutlich 
zutage getretenen Maßstäben bewertet werden, genügend 
Anhaltspunkte, um ohne eine unzulässige "fre ie  Rechtsfindung" 
die Lücke der Haftungsbeschränkung im positiven Recht der 
Z eitcharter zu schließen (anders Schaps/Abraham aaO 
§ 339 Anm« 6; Prüssmann, Seehandelsrecht § 603 C c S« 333)*

Der Zeit charterer i s t  also nioht auf den Weg der 
Klauseln ln  den Konnossementen zu verweisen (Id en tity  
of C arrier-K lausel, Demise-Klausel), um sich doch die 
Haftungsbeschränkung auf vertrag licher Grundlage zu ver­
schaffen, indem "im Sinne der Haftungsbeschränkungen" 
der Reeder zum Verfrachter gemacht wird (vgl. etwa 
Lorenz-Meyer, Reeder und Charterer S« 123; über die da­
durch her vor gerufene Unsicherheit und die allgemein ab­
lehnende in ternationale  Rechtsprechung vgl« Chao,
Droit maritime franQais 1967» S« 12 f f ) .

Durch die Gewährung der Haftungsbeschränkung wird 
auch die ungerechtfertig t verschiedene Behandlung der 
Ansprüche der Befrachter und sonstigen Ladungsbeteiligten



vermieden, je nachdem die Verschiffung durch einen Reeder­
verfrach ter oder einen Z eitcharterer vorgenommen wird«

Die Beschränkung der Haftung des Zeit Charterers i s t  
nach dem geltenden System der Haftung des Reeders mit Schiff 
und Pracht (§ 486 HGffi) in  der Art durohzuführen, daß er 
beschränkt persönlich in  Höhe des Wertes des Schiffs und 
der konnossementsmäßigen Pracht for derungen h a f te t (vgl. 
Wüstendörfer aaO S. 206, 288). Das Schiff h a tte  nach dem 
Sinken nur noch einen Wert als Wrack von 2.000 DM. Nicht 
eingezogene Pracht for derungen kommen nicht mehr in  Betracht. 
Der Betrag von 2.000 DM i s t  zutreffend auf die Klägerinnen 
zu 1 und 2 nach Verhältnis ih re r Klage for der ungen auf g e te ilt  
worden.

Die Revision der Klägerinnen zu 1 und 2 erweist sich 
hiernach a ls  unbegründet, soweit sie sich gegen die Ab­
weisung der weit ergehenden Klage gegen die Beklagte zu 1 
r ic h te t .

I I I .  Ohne Erfolg müssen auch die Ausführungen der Re­
vision  der Klägerinnen bleiben, die eine über §§ 734 Nr. 19 
774 HOB hinaus gehende unbeschränkte Haftung der Beklagten 
zu 2 ans Vertrag und unerlaubter Handlung dar tun wollen.

1• Soweit die Revision den Z eitchartervertrag  a ls  
einen Vertrag mit Schutz Charakter zugunsten der Ladungs­
b e te ilig ten  an sehen w ill, genügt es, auf die zutreffenden 
Ausführungen des angefochtenen U rte ils  zu verweisen, nach 
denen bei der Überlassung eines Schiffs mit Besatzung eine 
Erstreckung vertrag licher Wirkungen auf D ritte  nicht ange­
nommen werden kann.
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2. Die Revision w ill ein Organisations- und Über­
wachungsverschulden der Beklagten zu 2 daraus herle i ten, 
daß s ie  dem Kapitän keine hinreichenden S ta b ilitä tsu n te r­
lagen zur Verfügung g e s te llt  hat. Jedoch hat das Berufungs­
gericht aus § 20 Abs. 6 der Unfallverhütungs Vorschriften 
der Seeberufsgenossenschaft (Schaps/Abraham aaO Bd. I I I  
S. 1291; vgl. § 38 SchiffssioherheitsverOrdnung) unbedenk­
lic h  entnehmen können, daß die Beklagte zu 1 nur für die 
w ichtigsten Beladungsfä lle  S ta b il i tä ts b lä tte r  zu beschaffen 
hatte  und die Decksladung kein solcher Fall bei NS 
gewesen 1 s t. Die Anforderungen an die privatrech tliche 
S org fa ltsp flich t können im allgemeinen naoh den Vorschriften 
bemessen werden, wie s ie  von den Berufsgenossenschaften zur 
Verhütung von Unfällen au fg este llt werden (BGH VersR 1936, 
31)« Strengere Anforderungen brauchte das Berufungsgericht 
nicht zu s te lle n . Ob die Beklagte zu 2 einer Aufforderung 
der Seeberufsgenossenschaft, geprüfte S ta b llltä tsb lf ttte r  an 
Bord zu nehmen, keine Folge g e le is te t h a t, konnte das 
Berufungsgericht offen lassen, denn jedenfalls  war ein 
B latt für Decks Verladung nicht vorgeschrieben (vgl. auch 
den Spruch des Seeamts), und d ie u n s tre itig  an Bord befind­
lichen S ta b il i tä ts b lä tte r  (z. B. für Holz und Koks) hat 
der Kapitän überhaupt nicht aus gewertet, so daß es für den 
Unfall nicht darauf ankommen kann, ob andere B lä tte r noch 
an Bord zu nehmen waren. Auch das Fehlen eines Vermerks in  
den S tab ilitä tsun te rlagen , daß weitere 30 t  B allast nach­
träg lich  im Schiff angebracht waren, konnte als für den Un­
f a l l  wirkungslos betrach tet werden, da die S ta b i l i tä t  durch 
den Einbau weiteren B allasts über dem Kiel verbessert und 
die Tragfähigkeit ohnedies nicht vo ll ausgenutzt wurde.
Auch brauchte das Berufungsgericht nicht zu der Auffassung 
zu gelangen, der Vermerk würde den Kapitän zu besonderer 
Vorsicht veranlaßt und die gefährliche Decksladung verhindert
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haben. Auch bei strengen Anforderungen an die Sorgfalts­
p flic h t des Reeders h in sich tlich  der Vorsorge für die 
S ta b i l i tä t  des Schiffs, wie sie mit BGHZ 27» 79 für nötig 
zu halten i s t ,  kann h ie r nach den Feststellungen des 
Berufungsgerichts kein Verschulden des Reeders angenommen 
werden. Zugleich konnte das Berufungsgericht ohne Rechts­
irrtum  nach den Umständen den von der Revision vermißten 
ausreichenden Beweis gemäß § 831 Abs. 1 Satz 2 BGB für ge­
führt erachten, daß der Reeder bei der Leitung des von ihm 
so rg fä ltig  ausgewählten Kapitäns die im Verkehr e rfo rd e rli­
che Sorgfalt beobachtet h a t.

Fleck Liesecke Br. Schulze Br. Bauer Br. Kellermann
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